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Medizinische Fakultät Charité
der Humboldt-Universität zu Berlin

Promotionsordnung
zur Promotion zum Doctor medicinae (Dr. med.)

und zum Doctor medicinae dentariae (Dr. med. dent.)

Präambel

Gemäß § 17 Abs. 1 Ziffer 1 Vorläufige Verfassung der
Humboldt-Universität zu Berlin (Amtliches Mittei-
lungsblatt der HUB Nr. 23/2000) hat der Fakultätsrat
der Charité am 12.Dezember 2000 folgende Änderung
der Promotionsordnung zum Dr. med. und Dr. med.
dent. beschlossen.1

§ 1 Allgemeines

(1) Die Medizinische Fakultät der Humboldt-
Universität zu Berlin verleiht die akademischen Grade

− Doktor der Medizin (Doctor medicinae, Dr. med.)
− Doktor der Zahnmedizin (Doctor medicinae dentari-

ae, Dr. med. dent.)
 
aufgrund eines Promotionsverfahrens gemäß den Be-
stimmungen dieser Ordnung.

(2) Die Medizinische Fakultät kann für hervorragende
Verdienste, die für eines in der Medizin vertretenen Ge-
biete bedeutsam sind, die Würde eines Doktors ehren-
halber (Doctor medicinae honoris causa, Dr. med. h. c.
bzw. Doctor medicinae dentariae honoris causa, Dr.
med. dent. h. c.) verleihen.

(3) Aus Anlass der 50-jährigen Wiederkehr einer Pro-
motion kann die Medizinische Fakultät diese urkundlich
erneuern.

(4) Der Fakultätsrat überträgt alle mit der Promotion
verbundenen Aufgaben dem ständigen Promotionsaus-
schuss.

(5) Das Promotionsverfahren ist – mit Ausnahme der
mündlichen Prüfung bzw. der Disputation und der Pro-
motionsfeier – nicht öffentlich. Die Mitglieder des Pro-
motionsausschusses sind zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet.

                                                     
1 Diese Promotionsordnung wurde am 6. Juni 2002 von der Senats-
verwaltung für Wissenschaft, Forschung und Kultur bestätigt.

(6) Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen im Sin-
ne dieser Ordnung sind Professoren oder Professorin-
nen, einschließlich der außerplanmäßigen Professoren
oder Professorinnen und Honorarprofessoren oder Ho-
norarprofessorinnen und die Privatdozenten oder Pri-
vatdozentinnen, sowie die korporationsrechtlich gleich-
gestellten Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen
(nach § 6 HPersÜG in Verbindung mit den §§ 116 –
119 BerlHG) der Humboldt-Universität zu Berlin.

§ 2 Der Promotionsausschuss

(1) Der ständige Promotionsausschuss ist für den ord-
nungsgemäßen Ablauf des Promotionsverfahrens ver-
antwortlich. Er entscheidet über die Eröffnung des Ver-
fahrens, bestellt Gutachter oder Gutachterinnen und
Prüfer oder Prüferinnen. Er entscheidet über die Ge-
samtnote und Auflagen, sofern erforderlich. Der Pro-
motionsausschuss unterrichtet den Fakultätsrat über die
Promotionsangelegenheiten.

(2) Der Fakultätsrat wählt sechs Professoren oder Pro-
fessorinnen aus dem Kreis der planmäßigen und außer-
planmäßigen Professoren oder Professorinnen und drei
promovierte Wissenschaftliche Mitarbeiter oder Mitar-
beiterinnen, Assistenten bzw. Assistentinnen oder O-
berassistenten bzw. Oberassistentinnen und einen Stu-
denten oder eine Studentin mit beratender Funktion,
sowie für jedes Mitglied mindestens einen Stellvertreter
oder eine Stellvertreterin in diesen Ausschuss. Die stu-
dentischen Mitglieder müssen die ärztliche oder die
zahnärztliche Vorprüfung bereits bestanden haben. Der
Promotionsausschuss wählt aus seinem Kreis einen
Vorsitzenden oder eine Vorsitzende und einen stellver-
tretenden Vorsitzenden oder eine stellvertretende Vor-
sitzende, die Professoren oder Professorinnen auf Dauer
an der Humboldt-Universität zu Berlin sein müssen.

(3) Der oder die Vorsitzende führt die laufenden Ge-
schäfte.
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(4) Der Promotionsausschuss kann Richtlinien zur
Durchführung und zur Bewertung von Dissertationen
erlassen.

(5) Die Tätigkeit des Promotionsausschusses wird ver-
waltungstechnisch durch die Akademische Verwaltung
(Promotionsbüro des Dekanats) der Medizinischen Fa-
kultät sichergestellt.

§ 3 Bestandteile des Promotionsverfahrens

Das Promotionsverfahren gliedert sich in:

a)  Anmeldung des Promotionsverfahrens (§ 4),
b)  Eröffnung des Promotionsverfahrens (§ 6),
c)  Begutachtung der Dissertation (§ 7),
d)  mündliche Prüfung bzw. Disputation (§ 8),
e)  Veröffentlichung der Dissertation (§ 10),
f)  Aushändigung der Urkunde (§ 11).

§ 4 Anmeldung von Promotionsvorhaben

(1) Ein Promotionsvorhaben ist beim Promotionsaus-
schuss anzumelden.

Bei der Anmeldung sind vorzulegen:

a) eine Bescheinigung über die Immatrikulation im
Studiengang Medizin bzw. Zahnmedizin an der
Humboldt-Universität zu Berlin oder der Nachweis
über ein abgeschlossenes Studium der Humanmedi-
zin bzw. Zahnmedizin,

b) Name und Fachrichtung des oder der die Dissertati-
on betreuenden Hochschullehrers oder Hochschul-
lehrerin,

c) der Arbeitstitel der Dissertation,
d) Name und Anschrift des Doktoranden oder der

Doktorandin
 
(2) Die gleichzeitige Anmeldung von mehreren Promo-
tionsverfahren für den Dr. med. bzw. den Dr. med. dent.
ist unzulässig.

§ 5 Dissertation

(1) Die Dissertation muss eine in selbständiger wissen-
schaftlicher Arbeit verfaßte Abhandlung im gewählten
Promotionsfach sein, die einen Fortschritt der wissen-
schaftlichen Erkenntnis zum Gegenstand hat und eine in
sich geschlossene Darstellung der Forschungsarbeiten
und ihrer Ergebnisse enthält. Die Dissertation darf als
Ganzes nicht schon vor Abschluss des Verfahrens ver-
öffentlicht sein. Über Ausnahmen entscheidet der Pro-
motionsausschuss. Eine vorherige Teilveröffentlichung
ist nur unter Beachtung der in § 5 (4) genannten Aufla-
gen zulässig. Der Doktorand oder die Doktorandin muß
alle Quellen und Hilfsmittel angeben und versichern,
die Arbeit selbständig verfasst zu haben. Die Dissertati-

on ist in deutscher Sprache abzufassen; über Ausnah-
men entscheidet der Promotionsausschuss.

(2) Der die Dissertation betreuende Hochschullehrer o-
der die betreuende Hochschullehrerin sorgt dafür, dass
der Doktorand oder die Doktorandin die Dissertation
selbständig erstellt und dass das Promotionsverfahren in
einem angemessenen Zeitraum zum Abschluss gebracht
wird.

(3) Der wissenschaftliche Betreuer oder die wissen-
schaftliche Betreuerin besitzt das Recht auf Verwertung
der mit dem Promotionsvorhaben erarbeiteten Daten,
Methoden und Erkenntnisse. Die Bestimmungen des
Urheberrechts und des Datenschutzes bleiben unbe-
rührt.

(4) Die Veröffentlichung von Teilergebnissen vor Ver-
öffentlichung der Dissertation ist nur im Einvernehmen
von Betreuer oder Betreuerin und Doktorand oder
Doktorandin zulässig und bedarf der schriftlichen Un-
terrichtung des Promotionsausschusses. Die Publikation
muss als Bestandteil einer Dissertation gekennzeichnet
sein, und der Doktorand oder die Doktorandin soll in
der Regel als Coautor oder Coautorin fungieren.

(5) Die Vergabe des Dissertationsthemas begründet
keinen Anspruch auf Entgelt oder ein Arbeitsverhältnis.

(6) Eine früher abgelehnte Dissertation darf nicht erneut
vorgelegt werden, es sei denn, die Zurückweisung er-
folgte aus Gründen der Nichtzuständigkeit einer ande-
ren Hochschule oder Fakultät.

§ 6 Eröffnung des Promotionsverfahrens

(1) Dem Antrag auf Eröffnung des Verfahrens sind bei-
zufügen:

a) vier Exemplare der Dissertation,
b) eine Stellungnahme des die Dissertation betreuenden

Hochschullehrers oder der die Dissertation betreu-
enden Hochschullehrerin oder, im Falle einer unab-
hängig erstellten Dissertation, die Übernahmeerklä-
rung eines Hochschullehrers oder einer Hochschul-
lehrerin der Medizinischen Fakultät der Humboldt-
Universität zu Berlin,

c) eine Erklärung des Bewerbers oder der Bewerberin,
dass er oder sie die vorgelegte Dissertation selbst
verfaßt und keine anderen als die angegebenen
Quellen und Hilfsmittel benutzt hat,

d) eine Erklärung des Bewerbers oder der Bewerberin
darüber, ob und gegebenenfalls mit welchem Erfolg
er oder sie an anderer Stelle ein Promotionsverfah-
ren beantragt hat oder hatte,

e) ein vom Bewerber oder von der Bewerberin unter-
schriebener Lebenslauf, der Angaben über Studien-
gänge, Berufstätigkeit und Erwerb akademischer
Grade enthalten muss. Die Angaben sind durch
Zeugnisse zu belegen,
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f) das Zeugnis über die erfolgreich abgeschlossene
ärztliche (für den Dr. med.) bzw. zahnärztliche (für
den Dr. med. dent.) Prüfung. Über die Gleichwer-
tigkeit ärztlicher bzw. zahnärztlicher Prüfungen, die
außerhalb des Geltungsbereiches des Grundgesetzes
abgelegt wurden, entscheidet der Promotionsaus-
schuss bzw. in Zweifelsfällen die Zentralstelle für
ausländisches Bildungswesen beim Sekretariat der
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder
der Bundesrepublik Deutschland,

g) ein polizeiliches Führungszeugnis, das am Tage der
Abgabe in der Akademischen Verwaltung der Medi-
zinischen Fakultät nicht älter als acht Wochen sein
darf.

 
(2) An der Humboldt-Universität zu Berlin immatriku-
lierte Studenten oder Studentinnen der Medizin oder
Zahnmedizin der klinischen Semester können die Eröff-
nung des Promotionsverfahrens ohne Vorlage des
Zeugnisses gemäß § 6 (1) Buchstabe f beantragen. Der
Abschluss des Promotionsverfahrens nach § 11 erfolgt
grundsätzlich erst nach Vorlage des Zeugnisses über
den erfolgreichem Abschluss der ärztlichen (für den Dr.
med.) bzw. zahnärztlichen (für den Dr. med. dent.) Prü-
fung.

(3) Entspricht der Antrag den Voraussetzungen der Ab-
sätze (1) und (2), so wird das Promotionsverfahren er-
öffnet. Die Entscheidung wird dem Doktoranden oder
der Doktorandin schriftlich mitgeteilt.

(4)   Eine Rücknahme des Antrages ist nach Eröffnung
des Promotionsverfahrens nicht möglich. Über Aus-
nahmen entscheidet der Promotionsausschuss.

§ 7 Begutachtung der Dissertation

(1) Der Promotionsausschuss bestellt für die Begutach-
tung der Dissertation den wissenschaftlichen Betreuer
oder die wissenschaftliche Betreuerin und zwei weitere
Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen als Gut-
achter oder Gutachterinnen. Die weiteren Gutachter o-
der Gutachterinnen dürfen nicht der Arbeitsgruppe oder
der Wissenschaftlichen Einrichtung des Betreuers oder
der Betreuerin angehören. Ein Gutachter oder eine Gut-
achterin muß Professor oder Professorin auf Dauer an
der Humboldt-Universität zu Berlin sein. Ein Gutachter
oder eine Gutachterin sollte Hochschullehrer oder
Hochschullehrerin außerhalb der Humboldt-Universität
zu Berlin sein. Die Gutachten werden unabhängig von-
einander erstellt.

(2) Die Gutachter oder Gutachterinnen sind gehalten,
innerhalb von drei Monaten ein Gutachten zu erstellen,
das die Annahme der Dissertation mit der Note
„summa cum laude“ (ausgezeichnet, 0)
„magna cum laude“ (sehr gut, 1)
„cum laude“ (gut, 2)
„rite“ (genügend, 3) empfiehlt,

oder die Dissertation mit „non sufficit“ (ungenügend, 5)
ablehnt.

Bei einer unvertretbaren Verzögerung der Begutachtung
kann der Promotionsausschuss einen Gutachter oder ei-
ne Gutachterin ersetzen.

(3) Fällt ein Gutachten ablehnend aus oder verlangt ein
Gutachter oder eine Gutachterin Änderungen der Dis-
sertation, so sind dem Doktoranden oder der Doktoran-
din die Mängel mit dem Hinweis auf Beseitigung mit-
zuteilen. Die überarbeitete Dissertation ist innerhalb ei-
nes Jahres wieder vorzulegen und wird von den Gut-
achtern oder Gutachterinnen erneut beurteilt.
Beurteilen zwei Gutachter oder Gutachterinnen auch
nach Überarbeitung die Dissertation mit „non sufficit“,
so gilt die Dissertation als abgelehnt und das Verfahren
wird abgebrochen.

(4) Fällt nach Überarbeitung der Dissertation lediglich
ein Gutachten ablehnend aus, so bestellt der Promoti-
onsausschuss einen weiteren Gutachter oder eine weite-
re Gutachterin. Fällt die Beurteilung dieses Gutachters
oder dieser Gutachterin auch ablehnend aus, so gilt die
Dissertation als abgelehnt und das Promotionsverfahren
wird abgebrochen.

(5) Lehnt der Doktorand oder die Doktorandin die vor-
geschlagene Überarbeitung ab oder wird die überarbei-
tete Dissertation nicht innerhalb eines Jahres wieder
vorgelegt, gilt die Dissertation als abgelehnt und das
Promotionsverfahren wird abgebrochen.

(6) Nach ihrer Ablehnung verbleibt die Dissertation  mit
sämtlichen Gutachten bei den Akten des Promotions-
ausschusses.

(7) Der Abbruch des Promotionsverfahrens gemäß § 7
(3) bis (5) wird dem Kandidaten oder der Kandidatin
innerhalb von zwei Wochen unter Angabe der Gründe
und mit dem Hinweis auf sein oder ihr Recht auf Ein-
spruch und Anhörung durch den Promotionsausschuss
schriftlich mitgeteilt.

(8) Beurteilen alle Gutachter oder Gutachterinnen die
Dissertation oder im Falle vom § 7 (4) der oder die
weitere Gutachter oder Gutachterin mindestens mit „ri-
te“, so gilt die Dissertation als angenommen.

(9) Vom Abschluss der Begutachtung der Dissertation
bis zum Abschluss der mündlichen Prüfungen, mindes-
tens jedoch für 14 Tage, liegen die Dissertation und die
Gutachten in der Akademischen Verwaltung für die
Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen der Medi-
zinischen Fakultät zur vertraulichen Einsichtnahme aus.
In diesem Zeitraum sind Einwände möglich, die dem
Promotionsausschuss mit einer Begründung vorzulegen
sind. Über die Berücksichtigung dieser Einwände ent-
scheidet der Promotionsausschuss.
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§ 8 Mündliche Promotionsprüfung
und Disputation

(1) Die Promotionsprüfung hat den Zweck, die wissen-
schaftliche Befähigung des Doktoranden oder der
Doktorandin nachzuweisen. Inhalt der Promotionsprü-
fung sollen die mit der Zielstellung der Dissertation
verbundene Problematik, die Ergebnisse in Bezug zu
Theorie und Praxis der Medizin, die methodischen
Grundlagen und allgemeine medizinische Fragen sein.

(2) Der oder die Vorsitzende des Promotionsausschus-
ses bestellt jeweils drei Hochschullehrer oder Hoch-
schullehrerinnen, von denen einer oder eine Professor
oder Professorin auf Dauer der Humboldt-Universität
zu Berlin sein muss, zu Prüfern oder Prüferinnen. Sie
sollen verschiedenen Fachrichtungen, darunter mindes-
tens einem klinischen und einem theoretischen Fach an-
gehören und dürfen nicht Betreuer oder Betreuerin und
Gutachter oder Gutachterin der Dissertation sein.

Die Promotionsprüfung findet in Einzelterminen unter
Anwesenheit eines sachkundigen Beisitzers oder einer
sachkundigen Beisitzerin, der oder die Protokoll führt,
statt. In das Protokoll sind die wesentlichen Inhalte der
Prüfung aufzunehmen.

(3) Die Beurteilung der Prüfung erfolgt nach der Be-
wertungsskala des § 7 (2) oder lautet „nicht bestanden“.
Geben die Prüfer unterschiedliche Noten, dann ergibt
sich die Note als Mittel aus den Einzelvorschlägen. Eine
mit „Auszeichnung“ bewertete Leistung geht mit der
Ziffer „0“ in die Bewertung ein; Zwischennoten werden
ab 0,5 zur schlechteren Bewertung gerundet. „Nicht be-
standen“ ist schriftlich zu begründen.

(4) Die Promotionsprüfung findet als öffentliche Dis-
putation vor dem erweiterten Promotionsausschuss statt,
wenn die Dissertation von allen Gutachtern und/oder
Gutachterinnen mit mindestens „magna cum laude“ be-
wertet wurde oder von vier Gutachten eines „non suffi-
cit“ lautete. Über Ausnahmen entscheidet der Promoti-
onsausschuss.

Der erweiterte Promotionsausschuss besteht aus den
Mitgliedern des ständigen Promotionsausschusses und
zwei vom oder von der Vorsitzenden des Promotions-
ausschusses bestellten sachverständigen Hochschulleh-
rern oder Hochschullehrerinnen. Der oder die Vorsit-
zende des Promotionsausschusses oder ein Mitglied des
Promotionsausschusses leitet die Disputation. Termin
und Ort der Disputation sind 14 Tage vorher in der Me-
dizinischen Fakultät unter Bekanntgabe des Dissertati-
onsthemas öffentlich bekanntzumachen.

Die Disputation hat den Zweck, die wissenschaftliche
Befähigung des Doktoranden oder der Doktorandin in
Vortrag und Diskussion zu erweisen. Er oder sie muss
Fragestellung, Methodik und Ergebnisse seiner oder ih-
rer Arbeit in maximal 15 Minuten darstellen. Anschlie-
ßend findet eine Diskussion zum Vortrag statt.

(5) Die Prüfungen und die Disputation können auf
schriftlichen Antrag des Doktoranden oder der Dokto-
randin einmal vertagt werden. Versäumt der Doktorand
oder die Doktorandin Prüfungs- oder Disputationster-
mine ohne hinreichende Entschuldigung, so gilt die
Promotionsprüfung als „nicht bestanden. Die Entschei-
dung trifft der Promotionsausschuss.
Eine nicht bestandene Promotionsprüfung kann nur
einmal – spätestens nach sechs Monaten – wiederholt
werden.

§ 9 Bewertung des Promotionsverfahrens

(1) Im Falle

a) der mündlichen Prüfung setzt der oder die Vorsit-
zende des Promotionsausschusses die Gesamtnote
als Mittel aus den einzelnen Benotungen der Dis-
sertation durch die Gutachter oder Gutachterinnen
und dem Mittel der mündlichen Prüfung fest, § 8 (3)
gilt entsprechend.

 
b) der Disputation setzt der erweiterte Promotionsaus-

schuss im Anschluss an die Disputation in einer
nicht öffentlichen Sitzung die Gesamtnote als Mittel
aus den einzelnen Bewertungen der Dissertation
durch die Gutachter oder Gutachterinnen und der
Disputation fest, § 8 (3) gilt entsprechend.

 
Ist die Dissertation insgesamt abgelehnt oder die Dis-
putation auch in der Wiederholung nicht bestanden, gilt
die Promotion als „nicht bestanden“. Wenn eine der
mündlichen Prüfungen auch nach Wiederholung nicht
bestanden wird, entscheidet der Promotionsausschuss
über den Fortgang des Promotionsverfahrens. Dem
Doktoranden oder der Doktorandin sind die Gründe der
Ablehnung schriftlich mitzuteilen. Gegen Bewertungs-
entscheidungen ist das Gegenvorstellungsverfahren
gem. § 22 der Satzung für Studienangelegenheiten der
Humboldt-Universität zu Berlin (Amtliches Mittei-
lungsblatt Humboldt-Universität zu Berlin Nr. 21/1997)
zulässig.

(2) Von der Ablehnung einer Dissertation macht der
Promotionsausschuss den ärztlichen bzw. zahnärztli-
chen Bildungsstätten in der Bundesrepublik Deutsch-
land Mitteilung.
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§ 10 Veröffentlichung der Dissertation

(1) Die Dissertation ist der wissenschaftlichen Öffent-
lichkeit in angemessener Weise zugänglich gemacht,
wenn der Verfasser oder die Verfasserin neben den für
die Prüfungsakten der Medizinischen Fakultät erforder-
lichen Exemplaren unentgeltlich an die Universität ab-
liefert:

a) 25 Exemplare, jeweils in Buch- oder Fotodruck
 oder
b) sechs Exemplare, wenn die Veröffentlichung in ei-

ner Zeitschrift erfolgt
 oder
c) sechs Exemplare, wenn ein gewerblicher Verleger

oder eine Verlegerin die Verbreitung über den
Buchhandel übernimmt, eine Mindestauflage von
150 Exemplaren nachgewiesen wird und auf der
Rückseite des Titelblatts die Veröffentlichung als
Dissertation, unter Angabe des Dissertationsortes,
ausgewiesen ist

 oder
d) drei Exemplare in kopierfähiger Maschinenschrift,

ein Masterfiche und 25 Mikrofiches
 oder
e) vier vollständige Originalfassungen, die auf alte-

rungsbeständigem holz- und säurefreien Papier aus-
gedruckt und dauerhaft haltbar gebunden sind, so-
wie eine elektronische Version, deren Dateiformat
und Datenträger von der Universitätsbibliothek fest-
gelegt werden. Der Doktorand oder die Doktorandin
überträgt der Universitätsbibliothek mit der Abgabe
das Recht, die elektronische Version in Datennetzen
zu veröffentlichen. Die Universitätsbibliothek über-
prüft die abgelieferte Version auf Lesbarkeit und Ü-
bereinstimmung mit den geforderten Vorgaben Die
Abgabe von Dateien, die den geforderten Vorgaben
hinsichtlich Dateiformat und Datenträger nicht ent-
sprechen, gilt nicht als Veröffentlichung.

 
(2) In den Fällen gemäß Absatz (1) Buchstaben a) und
d) überträgt der Doktorand oder die Doktorandin der U-
niversität das Recht, weitere Kopien von seiner oder ih-
rer Dissertation herzustellen und zu verbreiten. Wird ei-
ne Dissertation von einem gewerblichen Verleger oder
einer Verlegerin vertrieben und wird dafür ein Druck-
kostenzuschuss aus öffentlichen Mitteln gewährt, ist ei-
ne angemessene Stückzahl von Exemplaren der Univer-
sitätsbibliothek für Tauschzwecke zur Verfügung zu
stellen.

§ 11 Promotionsurkunde

(1) Das Promotionsverfahren wird mit der Aushändi-
gung der Promotionsurkunde abgeschlossen. Diese
muss enthalten:

− den Namen der Universität und der Medizinischen
Fakultät

− den verliehenen Doktorgrad
− den Namen, Geburtstag und Geburtsort des Dokto-

randen oder der Doktorandin
− den Titel der Dissertation
− den Namen und die Unterschrift des Dekans oder

der Dekanin der Medizinischen Fakultät
− den Namen und die Unterschrift des Präsidenten o-

der der Präsidentin der Universität
− das Prägesiegel der Humboldt-Universität zu Berlin
− das Datum der Verleihung der Urkunde, das als

Datum der Promotion gilt.
 
Die Gesamtnote, die Namen der Gutachter oder Gut-
achterinnen, die Benotung der Dissertation durch die
Gutachter oder Gutachterinnen, und die Noten der
mündlichen Prüfungen bzw. der Disputation werden in
einer Anlage zur Promotionsurkunde aufgeführt.

(2) Die Promotionsurkunde wird dem Doktoranden oder
der Doktorandin im Rahmen einer mehrmals im Jahr
stattfindenden öffentlichen feierlichen Promotion vom
Dekan oder der Dekanin, vom Vorsitzenden oder von
der Vorsitzenden des Promotionsausschusses oder von
einem der Prodekane oder Prodekaninnen der Medizini-
schen Fakultät ausgehändigt und damit der Titel Doktor
der Medizin (Dr. med.) oder Doktor der Zahnmedizin
(Dr. med. dent.) verliehen. Der Doktorand oder die
Doktorandin soll die Urkunde persönlich in Empfang
nehmen. Der Doktortitel darf erst nach Aushändigung
der Promotionsurkunde geführt werden.

(3) Sachkosten, die mit der Promotion verbunden sind,
müssen vor der Verleihung der Urkunde vom Dokto-
randen oder von der Doktorandin erstattet werden.

§ 12 Rücknahme der Zulassung;
Ungültigkeit von Promotionsleistungen

(1) Ergibt sich nach Eröffnung eines Promotionsverfah-
rens und vor Aushändigung der Urkunde, dass der Be-
werber oder die Bewerberin eine Zulassungsvorausset-
zung vorgetäuscht hat oder dass wesentliche Zulas-
sungsvoraussetzungen irrigerweise als gegeben ange-
nommen worden sind, so muss der Promotionsaus-
schuss die Zulassung zur Promotion widerrufen. Das-
selbe gilt, wenn Tatsachen bekannt werden, die die Ent-
ziehung des Doktorgrades nach sich ziehen würden.

(2) Ergibt sich nach Eröffnung eines Promotionsverfah-
rens und vor Aushändigung der Promotionsurkunde,
daß der Doktorand oder die Doktorandin bei einer Pro-
motionsleistung eine arglistige Täuschung begangen
hat, so erklärt der Promotionsausschuss alle erbrachten
Promotionsleistungen für ungültig, und das Promoti-
onsverfahren gilt als nicht erfolgreich beendet.
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(3) Wird nach Eröffnung eines Promotionsverfahrens
und vor Aushändigung der Urkunde ein staatsanwaltli-
ches Ermittlungsverfahren gegen den Doktoranden oder
die Doktorandin bekannt, so entscheidet der Promoti-
onsausschuss über ein Ruhen des Promotionsverfah-
rens. Bestätigen sich später strafrechtliche Tatbestände,
die den Entzug des Doktorgrades nach den Vorschriften
über die Führung akademischer Grade rechtfertigen
würden, wird das Promotionsverfahren abgebrochen.

(4) Vor einer Beschlussfassung nach den Absätzen (1)
bis (3) ist der oder die Betroffene zu hören. Der Be-
schluss ist schriftlich zu begründen.

§ 13 Entzug des Doktorgrades

Nach Aushändigung der Urkunde gelten für den Entzug
des Doktorgrades die gesetzlichen Bestimmungen.

§ 14 Ehrenpromotion

(1) Jeder Professor oder jede Professorin der Medizini-
schen Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin hat
das Antragsrecht für eine Ehrenpromotion.

(2) Den Beschluss einer Ehrenpromotion fasst der Fa-
kultätsrat nach Vorliegen eines mit Zweidrittelmehrheit
gefassten positiven Votums des Promotionsausschusses.
Der Entscheidung des Promotionsausschusses muss ei-
ne Begutachtung durch externe Sachverständige vo-
rausgehen.

§ 15 In-Kraft-Treten

(1) Die Promotionsordnung tritt am Tage nach der Ver-
öffentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der Hum-
boldt-Universität zu Berlin in Kraft. Die Promotions-
ordnung der Medizinischen Fakultät Charité vom
2. März 1998 tritt gleichzeitig außer Kraft.

(2) Diese Promotionsordnung gilt für alle Verfahren,
die nach ihrem In-Kraft-Treten eröffnet werden.
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